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Das vorherrschende Thema für die Kommission war im Jahre 1981 die Neube-
lebung und die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit in der Europäischen
Gemeinschaft. Ausgangspunkt dafür war das „Mandat" der Regierungschefs
vom 30. Mai 1980, mit dem der Kommission der Auftrag erteilt wurde, Vor-
schläge für eine bessere Struktur der Gemeinschaftsfinanzen zu unterbreiten.
Als Termin war der 30. Juni 1981 festgelegt worden. Die Kommission, die am
6. Januar 1981 unter Präsident Gaston Thorn neu gebildet war, übernahm die-
sen Auftrag von der vorangegangenen Kommission unter Präsident Roy Jen-
kins. Das alte Spitzengremium hatte das „Mandat" zwar angenommen, ließ
sich aber wegen des Ablaufs seiner Amtszeit nicht mehr auf detaillierte Vor-
schläge ein. Thorn und seine neue Mannschaft hatten also nur knapp ein halbes
Jahr Zeit, um sich dieser Aufgabe zu widmen.

Zunächst galt es aber, die neue Kommission zu formieren und die Aufgaben-
verteilung zwischen den nun 14 Mitgliedern vorzunehmen. Wie schon bei frü-
heren Wechseln an der Spitze der Brüsseler Behörde ging es auch dieses Mal
nicht ohne Positionskämpfe zwischen den verbleibenden Kommissaren der al-
ten Mannschaft und den neu dazugekommenen ab. Es fehlten auch nicht die
Einflußnahmen nationaler Regierungen bei der Zuteilung der Ressorts. Die
Ernennung des Kommissionspräsidenten war lange Zeit den Vertragbestim-
mungen entsprechend durch Absprachen zwischen den Regierungen der Mit-
gliedstaaten erfolgt, die sich im gegenseitigen Einvernehmen auf einen Kandi-
daten einigten1. Die Ernennung der übrigen Kommissionsmitglieder war dem
Ermessen der nationalen Regierungen überlassen. Man verständigte sich aber
schon vorher darüber, welches Aufgabengebiet die einzelnen Kommissare er-
halten sollten. Aufgrund des Tindemans-Berichts2 wurde dieses Verfahren
1976 geändert. Tindemans hatte angeregt, den Präsidenten der Kommission
vom Europäischen Rat zu ernennen und durch das Europäische Parlament mit
einer Abstimmung bestätigen zu lassen. Da hierfür eine Änderung der Verträ-
ge notwendig gewesen wäre, empfahl Tindemans, der Präsident sollte sich dem
Parlament zunächst nur vorstellen. Auch die zweite Anregung von Tindemans
wurde eingeschränkt. Der Präsident der Kommission sollte die Kommissare
nach Konsultation des Rates und unter Berücksichtigung des nationalen Ver-
teilungsschlüssels ernennen. Davon blieb, daß der Präsident mit den Mitglied-
staaten die Tagung des Rates vorbereitet, auf der die übrigen Mitglieder der
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Kommission ernannt werden. Dieses Verfahren wurde zum ersten Mal bei der
1977 ins Amt kommenden Kommission unter Jenkins angewandt und wurde
auch bei der Einsetzung der Thorn-Kommission wieder eingehalten. Thorn
konnte in zweiseitigen Verhandlungen mit den nationalen Regierungen über
die nominierten Kandidaten verhandeln, wenngleich der Einfluß auf die Aus-
wahl wohl sehr gering blieb.

Für die Kommission war 1981 auch von besonderer Bedeutung, daß vom 1.
Januar dieses Jahres an Griechenland als zehntes Mitglied der Gemeinschaft
beitrat. Damit wuchs die Zahl der Kommissionsmitglieder von 13 auf 14 und
Griechenland mußten auf allen Ebenen der Verwaltung Positionen eingeräumt
werden. Der griechische Beitritt war von der Regierung in Athen mit großem
Nachdruck betrieben worden und hatte in erster Linie politsche Motive. Präsi-
dent Karamanlis wollte damit die demokratische Entwicklung des Landes ab-
stützen und gleichzeitig für eine feste Bindung an den Westen sorgen. Der
Hauptgrund dafür war die Haltung der griechischen Oppositionsparteien, die
die Zugehörigkeit des Landes zur Europäischen Gemeinschaft bekämpften und
eine unabhängige Entwicklung befürworteten. Die Anpassung Greichenlands
an die Gemeinschaft erwies sich als genau so schwierig wie die Einordnung der
neuen griechischen Beamten in der Kommission. Über ein Jahr nach dem Bei-
tritt waren Spitzenpositionen, die den Griechen offeriert worden waren, immer
noch nicht besetzt. Die Rolle des griechischen Kommissars Contogeorgis ent-
sprach nicht den Erwartungen, die viele in die Ernennung dieses Mannes ge-
setzt hatten. Der griechische Beitritt wurde vollends problematisch, als nach
dem Wahlsieg der Oppositionsparteien am 18. Oktober 1981 Andreas Papan-
dreou neuer Ministerpräsident wurde und eine Volksabstimmung über das Ver-
bleiben des Landes in der Gemeinschaft forderte. Bei seiner Teilnahme am er-
sten Gipfeltreffen der EG-Regierungschefs Ende November 1981 in London
äußerte sich Papandreou zwar schon etwas vorsichtiger über einen Rückzug aus
der Gemeinschaft, aber er verlangte eine Neuverhandlung der Bedingungen für
die griechische Zugehörigkeit zur EG. Ende März 1982 wurden die griechi-
schen Forderungen dem Ministerrat übermittelt. Dabei wurde deutlich, daß es
mehr um einen besseren Status für Griechenland ging.

Die Kommission — Theorie und Wirklichkeit

An der Aufgabe der Kommission hat sich seit der Gründung der Europäischen
Gemeinschaft am 25. März 1957 formal nichts geändert, aber der Vergleich der
ursprünglichen Vorstellung mit den Realitäten der achtziger Jahre macht deut-
lich, wie weit man sich vom Geist der Gründungsväter entfernt hat. Die Kom-
mission hat noch immer drei Hauptaufgaben3: sie muß für die Anwendung des
Vertrages sowie der von den Organen aufgrund dieses Vertrages getroffenen
Betimmungen Sorge tragen; sie hat Empfehlungen oder Stellungnahmen auf
den in diesem Vertrag bezeichneten Gebieten abzugeben, soweit der Vertrag
dies ausdrücklich vorsieht oder soweit es für notwendig erachtet wird; sie hat
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nach Maßgabe des Vertrages in eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu tra-
gen und am Zustandekommen der Handlungen des Rates und der Versamm-
lung (Parlament) mitzuwirken. Außerdem übt sie die Befugnisse aus, die ihr
der Rat zur Durchführung der von ihm erlassenen Vorschriften überträgt.

Die Auslegung dieser eher dürren Worte des Textes der Römischen Verträge
hat viel dazu beigetragen, der Kommission eine besondere Rolle zuzuschrei-
ben. Der erste Kommissionspräsident Walter Hallstein hatte einen entschei-
denden Anteil an der Prägung der Vorstellungen von einer Kommission als
dem zentralen Organ der Gemeinschaft. In seinem Standardwerk4 schreibt er:
„Jede Aktion beginnt bei der Kommission. Sie ist das originellste Stück der Ge-
meinschaftsorganisation, ohne jedes direkte Vorbild in der Tradition. Ihre
Funktion ist, das reine Gemeinschaftsinteresse zu verkörpern und zu vertreten,
nach innen, besonders den partikularen Gewalten der Mitgliedstaaten gegen-
über, und nach außen — denn die Gemeinschaft soll mit einer Stimme spre-
chen, nicht mit mehreren. Daher ist die Kommission von den Mitgliedsregie-
rungen unabhängig; Instruktionen der Regierungen dürfen weder gegeben
noch empfangen werden . . . Die Funktion der Kommission ist dreifach: sie ist
Motor, Wächter und ehrlicher Makler. Sie hat Vorschläge und Entwürfe zu
machen . . . Diese Rolle der Kommission ist im doppelten Sinne obligatorisch.
Sie muß in der Regel tätig werden, damit der Rat beschließen kann; sie hat ein
Initiativmonopol. Und sie ist verpflichtet, tätig zu werden, wenn das Gemein-
schaftsinteresse es gebietet; die Aktivität steht nicht in ihrem Belieben. Die
Kommission ist ferner der Hüter des Vertrages. Sie hat seine Einhaltung zu
überwachen. Sie hat einzuschreiten, wenn sie Vertragsverletzungen feststellt.
Sie hat schließlich dem Rat Entscheidungshilfe zu leisten als ein schiedsrichter-
licher Gehilfe, der ohnedies an den Verhandlungen des Rates teilnimmt."

Von so anspruchsvollen Vorstellungen ist nicht sehr viel übriggeblieben. Seit
Jahren schon ist der Rat die dominierende Instanz in der Gemeinschaft und die
Rolle der Kommission ist stark eingeschränkt worden. Der namhafte britische
Politiker Roy Jenkins unternahm 1977 wieder einen Versuch, das Ansehen der
Kommission aufzubessern und ihre Rolle zu verstärken. Dabei war ihm aber
nur ein Teilerfolg beschieden. Er schaffte es immerhin, die Kommission als
Teilnehmer an den Weltwirtschaftskonferenzen zu etablieren, die zur ständigen
jährlichen Einrichtung zwischen den sieben größten westlichen Industrienatio-
nen geworden ist. Jenkins setzte auch durch, daß die Kommission einen größe-
ren Einfluß auf den Europäischen Rat der Regierungschefs gewann, der drei-
mal im Jahr zusammentritt. Aber gegenüber den allgemeinen Ministerräten hat
sich kaum etwas geändert. Kommissionsvorschläge werden immer noch hinhal-
tend behandelt und bleiben in der Ratsmaschinerie stecken. Die Kommission
ist dazu übergegangen, vorher zu sondieren, welche Vorschläge überhaupt eine
Chance haben. Ein früherer hoher Beamter einer nationalen Vertretung be-
schreibt in einer internen Aufzeichnung aus dem Jahre 1981, daß ein als Rats-
vorsitzender amtierender Minister bei einer schwierigen Beratung auf die Er-
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klärung eines Kommissionsmitgliedes hin, die Kommision werde einen neuen
Kompromiß Vorschlag unterbreiten, die Antwort gab, er wolle im Rat fragen,
ob dieser damit einverstanden sei. Der Fall scheint symptomatisch und sagt
mehr aus über die Rolle der Kommission als die wohlklingenden langen Ab-
handlungen, die immer noch im Umlauf sind.

Thorn ist Anfang 1981 mit der Absicht angetreten, ein neues Selbstverständ-
nis für die EG-Kommission zu entwickeln. Er kündigte in seiner Programmre-
de vor dem Europäischen Parlament am 11. Februar an5, die neue Kommission
werde keine den Forderungen der nationalen Sachverständigen entsprechen-
den abgeschwächten Vorschläge mehr machen, wie es oft in der Vergangenheit
geschehen sei. Sie werde Vorschläge unterbreiten, die ausschließlich dem Ge-
meinschaftsinteresse Rechnung tragen und für die sie ihre Verantwortlichkeit
einsetzen könne. Die Kommission werde nicht länger auf Anträge oder das
Einverständnis einzelner Mitgliedstaaten warten, um Vorschläge vorzubereiten
und vorzulegen. Die Kommission werde ihre Unabhängigkeit „erga omnes"
verteidigen und bemüht sein, das Vorschlagsorgan und damit der Motor der
Gemeinschaft zu sein. Der auf allen europäischen Ebenen versierte Thorn ver-
suchte mit dieser Erklärung an die Vorstellung von Hallstein anzuknüpfen, der,
wie die oben erwähnten Zitate zeigen, die Kommission als Schlüsselorgan der
Gemeinschaft ansah.

Thorn erfuhr gleich in den ersten Stunden seiner Amtszeit als neuer Präsi-
dent der Kommission, daß zwischen so hochgemuten Absichten und dem All-
tag der Gemeinschaft ein gewaltiger Unterschied besteht. Die Kollision mit den
Realitäten ergab sich bei der Aushandlung der Aufgabenbereiche für die 13
Kommissare. Die Prozedur, die dabei jetzt angewandt wird, ist einmalig. Der
Präsident muß mit den Kommissaren aushandeln, welches Ressort sie überneh-
men. Er hat dabei keine Weisungsbefugnis, wie er auch als Präsident keine
Richtlinienkompetenz besitzt. Die immer wieder gern angestellten Vergleiche,
die in der Kommission eine Art europäischer Exekutive sehen, gehen an der
Wirklichkeit in mehrfacher Hinsicht vorbei. Bestenfalls läßt sich noch die Rolle
des Regierungschefs in einer Koalitionsregierung mit der Situation des Kom-
missionspräsidenten vage vergleichen. Welche Minister die Koalitionspartei
nominiert, ist sehr oft auch nicht im Ermessen des Regierungschefs. Und auch
bei den Ressorts gibt es Erbhöfe, die ein Koalitionspartner als seinen ange-
stammten Besitzstand verteidigt. Für Thorn hieß das, er mußte mit mehreren
Kommissaren rechnen, die zum Teil schon seit vielen Jahren der Kommission
angehörten und nun darauf pochten, ihr angestammtes Ressort entweder zu be-
halten oder nach Möglichkeit noch bemüht waren, neue Kompetenzen dazu zu
gewinnen.

In Brüssel spricht man von den „Baronien in der Kommission". Da ist bei-
spielsweise der seit 15 Jahren der Kommission angehörende deutsche Vizeprä-
sident Haferkamp, der in der letzten Amtszeit die Außenbeziehungen der Ge-
meinschaft innehatte und zuvor für wirtschaftliche und Finanzangelegenheiten
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verantwortlich war. Haferkamp, der die Unterstützung Bonns hat, kann von ei-
nem neuen Präsident kaum noch auf ein Ressort verpflichtet werden, das nicht
seinen Vorstellungen und Neigungen entspricht. Thorn hat es nicht versucht,
aber er hätte sich gegebenenfalls damit kaum durchsetzen können. Ähnlich war
es mit dem früheren Präsidenten Ortoli, der schon unter Jenkins wieder als Vi-
zepräsident und Kommissar diente und mit dem nicht beliebig verfahren wer-
den konnte. Für die Dänen war es ausgemacht, daß ihr Kommissar Gundelach
das schwierige Agrarressort behielt, das er ebenfalls in der vorangegangenen
Kommission geleitet hatte. Als Gundelach überraschend starb, bestanden die
Dänen darauf, daß der Nachfolger Dalsager wieder für die Landwirtschaft zu-
ständig blieb. Der belgische Graf Davignon, der sich in den vorangegangenen
vier Jahren zu einer herausragenden Persönlichkeit innerhalb des Kommis-
sionskollegiums entwicklet hatte und in der von ihm gesteuerten Industriepoli-
tik erfolgreich tätig war, nutzte seine starke Stellung, um zusätzlich die Ener-
giepolitik in seine Zuständigkeit zu bekommen. Obwohl man wußte, daß es für
13 Kommissare nicht genügend Ressorts gab, stimmte Thorn zu.

Diese Konzession hatte unangenehme Folgen. Für den irischen Kommissar
O'Kennedy, der vorher Außenminister war und auch schon mal als Ratspräsi-
dent fungiert hatte, blieb keine angemessene Aufgabe. Thorn hatte sich in die-
ser schon eher peinlichen Situation einfallen lassen, O'Kennedy mit der Koor-
dinierung der Arbeiten zu betrauen, die in der Kommission für das „Mandat"
geleistet werden mußten; eine Verantwortung, die eigentlich beim Präsidenten
lag, die er aber in dieser Lage bereit war, wenigstens teilweise abzutreten. Die-
ser Vorschlag rief den britischen Budgetkommissar Tugendhat auf den Plan,
der darin eine Schmälerung seiner Kompetenzen sah und nun mit allen Mitteln
eine solche Regelung verhindern wollte. Tugendhat und der britische Botschaf-
ter bei den Gemeinschaften setzten in London alles in Bewegung. Schließlich
rief die britische Premierministerin, Frau Thatcher, Thorn noch während der
Kommissionssitzung telefonisch an und erklärte ihm, dieser Vorschlag sei eine
Beleidigung für das britische Volk6. Die Intervention von Frau Thatcher war
keine außergewöhnliche Angelegenheit. Mit derartigen massiven Einflußnah-
men hatten früher schon andere Regierungschefs versucht, eine Aufgabenzu-
weisung in ihrem Sinne vorzunehmen oder eine Kompetenzbeschneidung zu
verhindern. Thorn gab Frau Thatcher aber nur teilweise nach. Er übernahm die
Verantwortung für die langfristige Finanzfrage, behielt sich aber vor, einen
Kommissar seiner Wahl um Unterstützung zu bitten. So wurden an O'Kennedy
Aufgaben des Präsidenten „delegiert"7. Seine Rolle blieb bis zu seinem Aus-
scheiden Anfang 1982 bescheiden.

Thorn selbst hatte für seine Kandidatur anfangs auch nicht die Unterstützung
aller Mitgliedsländer. Besonderer Widerstand kam aus Paris. Der damalige fran-
zösische Staatspräsident Giscard d'Estaing wollte seinen liberalen Parteifreund
Thorn nicht auf dem Sessel des Kommissionspräsidenten sehen und unterstützte
insgeheim die Kandidatur des belgischen christlich-sozialen Grafen Davignon8.
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Erst eine kräftige Nachhilfe Bonns zugunsten Thorns und persönliche Gesprä-
che zwischen Bundeskanzler Schmidt und dem französischen Staatspräsidenten
vermochten, die Zurückhaltung Giscard d'Estaings zu überwinden. Thorn hatte
sich schon 1979 um die Präsidentschaft im direkt gewählten Europaparlament
beworben, war aber der französischen Politikerin Veil unterlegen, für die sich
die französische Regierung hinter den Kulissen stark gemacht hatte.

Hauptaufgabe: Das „Mandat"

Die größte Leistung der Kommission im Jahre 1981 war die pünktliche Erfül-
lung der Aufgabe, die ihr die Regierungschefs mit dem „Mandat" für die Neu-
strukturierung der Finanzen übertragen hatten. Der Auftrag war heikel, und es
gab Kommissionsmitglieder, die schon Thorns Amtsvorgänger Jenkins drin-
gend abgeraten hatten, sich darauf einzulassen. Zu den Gegnern des „Man-
dats" an die Kommission gehörte der heutige französische Außenminister
Cheysson, der damals als Kommissar in Brüssel die Entwicklungspolitik sach-
kundig und sehr effektiv lenkte. Cheysson war der Meinung, daß die Kommis-
sion mit einer solchen Aufgabe überfordert sei9. Die britischen Revisionsforde-
rungen für die Zahlungen an den Haushalt der Gemeinschaft waren auch nach
Ansicht anderer Kommissare ein Eingriff in die bestehenden Verträge und
mußten zwischen den Regierungen verhandelt werden. Thorn hatte keine
Wahl. Er entschied sich für eine extensive Auslegung des Auftrags der Regie-
rungschefs und schlug am 24. Juni 1981 eine neue Gesamtstrategie für die wei-
tere Entwicklung der Gemeinschaft vor9. Die zunächst skizzenhaften Überle-
gungen und Entwürfe wurden am 26. Oktober 1981 vertieft und in einem Bün-
del von Vorschlägen zusammengefaßt.

In ihrer Juni-Vorlage appellierte die Kommission an die Mitgliedsländer, mit
verstärktem Zusammenhalt die Probleme anzugehen, die sich aus der Energie-
krise, der international gewachsenen Konkurrenz, der Arbeitslosigkeit und der
Inflation ergeben. Die bald auf zwölf Staaten erweiterte Gemeinschaft sollte
angesichts der ernsten weltweiten Krise ihre Kraft nutzen, um sich den von au-
ßen kommenden Zwängen zu widersetzen. Es gelte, der um ihre Zukunft ban-
genden Jugend wieder Vertrauen und Hoffnung zu geben. Man müsse die Er-
wartungen der Menschen in Europa erfüllen, die nicht länger als Gefangene
von Angst und Egoismus leben wollten. Die Institution der Gemeinschaft müß-
te die Verantwortung auf sich nehmen, indem sie sich entschlossen und ohne
Zögern für die volle Verwirklichung des politischen Pakts einsetzt, den jeder
Mitgliedstaat mit seiner Unterschrift unter die Verträge eingegangen sei. Die
Kommission erinnerte daran, daß sich das auf Solidarität und Integration ge-
gründete Gemeinschaftswerk auf den gemeinsamen Markt und die gemeinsame
Agrarpolitik stützt. Diese beiden Schwerpunkte sollten durch die Einführung
eines Währungssystems als unerläßlichen Bestandteils einer ausgewogenen
Wirtschaftsentwicklung ergänzt werden. Die gemeinsame Handelspolitik und
die Entwicklungspolitik sollten der Gemeinschaft ihren Platz auf der Weltbüh-
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ne sichern. Diese Arbeit sei nicht überall gleich rasch vorangetrieben worden,
was zum Teil die Krise erkläre, unter der die Gemeinschaft jetzt leide. Die Ent-
wicklung der Weltwirtschaft während der letzten Jahre und die dadurch ausge-
löste Rollenveränderung im internationalen Kräftespiel habe deutlich werden
lassen, daß die bisherige Politik der Gemeinschaft ergänzt und überprüft wer-
den müsse. In ihrer Stellungnahme warnte die Kommission davor, den Haus-
halt der EG und dessen Unausgewogenheit zum alleinigen Maßstab für die Be-
urteilung der Gemeinschaft und ihrer Politik zu machen. Es gebe viele Wirkun-
gen, die sich nicht im 50-Milliarden-Mark-Etat niederschlagen.

Dem allgemeinen Appell zur Gestaltung eines „Europas der zweiten Gene-
ration", wie Thorn seitdem den Vorschlag der Kommission nannte, folgten zu-
nächst nur Andeutungen im Grundsätzlichen, welche Maßnahmen getroffen
werden sollten. Die Kommission hielt es für illusorisch, eine echte Umstruk-
turierung in der Industrie oder eine ausgewogene Entwicklung in der Landwirt-
schaft erreichen zu wollen, ohne Fortschritte in der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, echte Freizügigkeit der Arbeitskräfte und ohne eine gemein-
schaftsweite Lösung des Problems der Arbeitslosigkeit. Ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum und eine bessere Beschäftigung könnten nur durch gemeinsa-
me Anstrengungen erreicht werden. Dafür sei vor allem Solidarität notwendig.
Empfohlen wird, die Zone der Währungsstabilität, also das Europäische Wäh-
rungssystem, zu konsolidieren und gegenüber den Partnern die Interessen Eu-
ropas zu verteidigen. Dabei müßte man sich im Inneren auf eine echte Koordi-
nierung und im Außenbereich auf ein gemeinsames Vorgehen stützen. Dem
folgten einige Andeutungen über die Vorstellungen für eine Reform der Agrar-
politik, von denen schon damals gesagt wurde, sie müßten noch präzisiert wer-
den, und eine erste Anregung für die vorübergehende Lösung des englischen
Zahlungsproblems. Es wurde vorgeschlagen, die stärker begünstigten Länder
aus dem Agrarfonds sollten zugunsten Englands auf einen Teil ihrer Rückflüsse
verzichten.

Kühle Reaktion der Mitgliedstaaten
Wenn die Kommission die Hoffnung gehabt haben sollte, ihr ernster Appell zur
Solidarität und zu einer neuen Anstrengung in der Gemeinschaft würde zumin-
dest auf ein gewisses Wohlwollen bei den Mitgliedsländern stoßen, wurde sie
enttäuscht. Thorn, der nach der Vorlage seiner Empfehlungen eine Blitzreise
durch die Hauptstädte unternahm, um das Gipfeltreffen Ende Juni in Luxem-
burg vorzubereiten, mußte sich zum Teil herbe Kritik anhören. Bundeskanzler
Schmidt zeigte sich sehr enttäuscht darüber, daß mit keinem Wort von einer
Begrenzung der hohen deutschen Nettozahlungen an den Haushalt der EG die
Rede war und hielt das von Thorn gewählte Verfahren zur Erledigung des
Mandatsauftrages für verfehlt. Nach seiner Ansicht sollte es nur darum gehen,
die Zahlungsprobleme Englands und der Bundesrepublik zu regeln, nicht aber
darum, eine neue Politik für die Gemeinschaft vorzuschlagen. In anderen Län-
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dern reagierte man nicht viel anders. Auch die britische Premierministerin war
von den Vorschlägen aus Brüssel nicht begeistert. Sie befürchtete, daß die drin-
genden englischen Zahlungsprobleme, für die es nur eine Übergangsregelung
bis Ende 1981 gab, auf diese Weise nicht rasch genug gelöst werden könnten.
Paris hielt sich zunächst zurück, weil die neue Regierung ihre Haltung zur Ge-
meinschaft und zu den anstehenden Problemen noch nicht festgelegt hatte,
aber mehrere andere Länder, vor allem diejenigen, die von einem „Agraropfer
für Großbritannien" betroffen waren, blieben sehr reserviert. Das galt vor al-
lem für Dänemark, aber auch für die Beneluxstaaten. Italien, das schon länger
auf eine neue Politik in der Gemeinschaft drängt, unterstützte den Kommis-
sionsvorschlag. Beim Gipfeltreffen der Regierungschefs in Luxemburg kam es
zu keiner detaillierten Diskussion der Kommissions vorschlage. Die Ständigen
Vertreter in Brüssel10 wurden beauftragt, die Vorschläge im einzelnen zu prü-
fen und dem Ministerrat einen Bericht zu erstatten.

Die allgemeine Kritik an dem ersten Dokument der Kommission richtete
sich auch gegen die ungenügende Präzisierung. Die Kommission gab deshalb
im Oktober 1981 eine weitere Ausarbeitung zu dem „Mandats"-auftrag, die
nun ein ganzes Bündel von Maßnahmen darlegte. Im einzelnen wurden präsen-
tiert11: Ausrichtung und Prioritäten der Regionalpolitik und Vorschlag für eine
Änderung der Verordnung über den Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung; Vorentwurf für das fünfte Mittelfristige Wirtschaftsprogramm; Ent-
wicklung einer Energiestrategie; Stärkung des Binnenmarktes; Vorschläge für
die achtziger Jahre im Bereich der wissenschaftlichen und technischen For-
schung; Gemeinschaftsstrategie für die Politik der industriellen Innovation;
Leitlinien für die europäische Landwirtschaft; Aktionslinien für die Mittel-
meerprogramme; Prioritäten für die Gemeinschaftsaktionen zur Schaffung von
Arbeitsplätzen; Gemeinschaftsstrategie für die Entwicklung der Industrie in
Europa; Bericht über die Anwendung des Finanzmechanismus.

Es ist nicht möglich, in diesem Rahmen auf alle Vorschläge der Kommission
einzugehen, aber die beiden zentralen Fragen, Agrarpolitik und Haushaltsan-
gelegenheiten, sollen hier etwas ausführlicher erwähnt werden. Es war klar,
daß bei allen Überlegungen für eine Reform der Haushaltstruktur die Agrarpo-
litik eine entscheidende Rolle spielte. Großbritanniens Zahlungsprobleme ha-
ben ihre Ursache vor allem in der starken Beanspruchung der finanziellen Mit-
tel der Gemeinschaft durch die Landwirtschaft, die insgesamt fast zwei Drittel
aller Einnahmen in Anspruch nimmt. Da England an den Rückflüssen aus den
Agrarfonds wegen seiner relativ kleinen Landwirtschaft wenig profitiert, ande-
rerseits aber durch hohe Einfuhren von Lebensmitteln aus dritten Ländern in
größerem Maße Abgaben nach Brüssel leisten muß, sind seine Nettozahlungen
außerordentlich hoch. Es sind nachträglich manche Zweifel entstanden, ob die
Schätzungen der EG-Kommission für die voraussichtlich von England zu lei-
stenden Zahlungen in den Jahren 1980 und 1981 nicht übertrieben pessimistisch
waren oder ob nicht gar bewußt von dem britischen Budgetkommissar Tugend-
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hat und dem Kommissionspräsidenten Jenkins sehr hohe Nettozahlungsleistun-
gen für England vorausgesagt wurden12. Tatsache ist jedenfalls, daß die briti-
schen Zahlungen in beiden Jahren weit hinter den ausgesprochenen Erwartun-
gen zurückblieben und die Ausgleichszahlungen der anderen Länder für Groß-
britannien um etwa zwei Mrd. DM zu hoch waren. Das lag vor allem an dem
Anstieg der Weltmarktpreise für Agrarprodukte, die zu geringeren Ausgaben
des EG-Garantiefonds führten. Trotz der schlechten Erfahrungen hat die Kom-
mission wieder sehr pessimistische Zahlen über die voraussichtlichen engli-
schen Zahlungen im Jahre 1982 vorgelgt.

Anpassung der Agrarpolitik
Die Kommission geht in ihren Vorschlägen zur Agrarpolitik davon aus, daß an
den Grundprinzipien — Einheit des Marktes, Gemeinschaftspräferenz und fi-
nanzielle Solidarität — festzuhalten sei. Die Mechanismen dieser Politik müß-
ten jedoch angepaßt werden, sobald die Gemeinschaft bei den großen Produk-
tionen mehr als die volle Selbstversorgung erreicht. Es sei weder wirtschaftlich
vernünftig noch finanziell tragbar, Preisgarantien für unbegrenzte Mengen zu
geben. Damit die Produktivitätssteigungen nicht zu großen Produktionsüber-
schüssen führen, müßten die Garantiepreise stärker den Marktrealitäten Rech-
nung tragen, zugleich aber weiterhin die Entwicklung der landwirtschaftlichen
Einkommen berücksichtigen. Die Kommission empfiehlt folgendes Vorgehen:
die Preispolitik soll eine schrittweise Annäherung der Gemeinschaftspreise an
die Preise ihrer Hauptkonkurrenten anstreben. Die Preisstruktur soll auf ein
ausgewogenes Verhältnis der Produktionen untereinander ausgerichtet sein.
Gleichzeitig wird eine aktivere Ausfuhrpolitik mit langfristigen Verträgen ge-
fordert. Die Garantiepreise sollen unter Berücksichtigung der Produktionszie-
le, die ebenfalls neu eingeführt werden, angepaßt werden. Bei Überschreitun-
gen einer bestimmten Produktionsschwelle soll der Interventionspreis angepaßt
oder das System der Mitverantwortung der Erzeuger erweitert werden. Für
kleinere Betriebe sind direkte Einkommensbeihilfen vorgesehen. Nach Ansicht
der Kommission wäre bei Befolgung dieser Orientierungslinien ein langsame-
rer Anstieg der Agrarausgaben zu erwarten, womit zusätzliche Mittel für die
Regional- und Sozialpolitik freigesetzt werden könnten13.

Zum britischen Zahlungsproblem sind die Aussagen der Kommission relativ
kurz gehalten. Es wird festgestellt, daß die Vorteile, die der einzelne Mitglied-
staat aus seiner Zugehörigkeit zur Gemeinschaft gewinnt, sich nicht nur haus-
haltsmäßig beurteilen lassen. Die Errichtung eines gemeinsamen Industrie-
marktes, die Einhaltung der europäischen Wettbewerbsregeln, die internatio-
nale Bedeutung der Gemeinschaft schlagen sich nicht im Haushalt der Gemein-
schaft nieder. Die von der Kommission angestrebte Neubelebung der Gemein-
schaft würde indessen eine ausgewogenere Verwendung der finanziellen Mittel
ermöglichen. Bis das zum Tragen kommt, soll aus Gründen der Solidarität ein
Korrektiv zur Berichtigung einer Lage eingeführt werden, die nach Ansicht der
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Kommission nur für ein Land, nämlich das Vereinigte Königreich, wirklich
problematisch ist. Der Kern des Vorschlages, der im Wortlaut wieder in sehr
verklausulierter Form gehalten ist, besagt, daß Großbritannien aus dem Agrar-
fonds einen Anteil erhalten sollte, der seinem Anteil am Bruttosozialprodukt
der Gemeinschaft besser entspricht. Präzise Zahlen werden aber auch in die-
sem Zusammenhang nicht genannt. Auf Zahlenvorgaben wollte sich die Kom-
mission auf keinen Fall einlassen, sondern lediglich Kriterien festlegen, die für
eine Übergangsregelung in Betracht kämen.

Bis Ende des Jahres 1981 hatten die Anstrengungen der Kommission zu kei-
nem Ergebnis geführt. Auf der Londoner Konferenz des Europäischen Rats
der Regierungschefs Ende November 1981 gab es zwar eine gewisse Annähe-
rung der Standpunkte, aber zu einer Einigung kam man nicht. Die Außenmini-
ster wurden beauftragt, noch vor Weihnachten eine Lösungsmöglichkeit zu su-
chen, scheiterten aber ebenso. Auch ein zweiter Versuch des Rats der Außen-
minister im Januar brachte kein Ergebnis.

Thorn hat Anfang 1982 einen gewissen Unwillen gezeigt, weil er immer wie-
der aufgefordert wurde, neue Vorschläge zu unterbreiten. In der Kommission
breitete sich eine gewisse Enttäuschung über die Hartnäckigkeit der Mitglied-
staaten aus, die wenig Anstalten machen, den Empfehlungen zu folgen, die mit
großem Aufwand und hohem persönlichen Einsatz gemacht worden waren. In
der Kommission ging wieder das Wort vom „Sekretariat des Ministerrats" um,
zu dem man sich degradiert sieht. Bei allen Verhandlungen im Ministerrat und
im Ausschuß der Botschafter wurde deutlich, daß es den Hauptbetroffenen
vorrangig um die Lösung der Zahlungsprobleme geht und daß alle anderen Fra-
gen nur am Rande interessieren. Bei den Beratungen der Agrarminister wurde
deutlich, daß die Kommissionsvorschläge für die Anpasssung der Landwirt-
schaftspolitik auf eine verschieden motivierte Ablehnungsfront stoßen. Eine
uneingeschränkte Unterstützung für ihre Agrarvorschläge fand die Kommis-
sion bei keinem Mitgliedsland. Alle Voraussagen gingen im Frühjahr 1982 da-
hin, daß von den Kommissionsvorschlägen im Agrarbereich nicht allzuviel üb-
rig bleiben würde. Eine fühlbare Senkung der hohen Agrarausgaben scheint
vorerst nicht möglich zu sein.

Die Frage bleibt, ob die Kommission richtig handelte, als sie den „Mandats"-
Auftrag zum Anlaß nahm, eine grundlegende Reform der Politik der Gemein-
schaft vorzuschlagen. Die Gegenargumente stützen sich vor allem auf die äu-
ßerst schlechte Wirtschaftslage in allen Mitgliedsstaaten und die zunehmenden
sozialpolitischen Spannungen, die es den Regierungen unmöglich machen, sich
ernsthaft mit einem Ausbau der Gemeinschaften zu beschäftigen. Alle seien
nur darauf aus, die Krise zu überstehen und wären froh, wenn es in dieser Zeit
gelänge, das Erreichte in der Gemeinschaft zu bewahren. Für neue Projekte, so
wird argumentiert, sei jetzt nicht die Zeit. Die Kommission hat dagegen den
Standpunkt eingenommen, gerade in der Krise müßte alles versucht werden,
die Gemeinschaft im Interesse aller Mitgliedsländer aus der Stagnation heraus-

76 • Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Die Kommission

zuführen. Der Stillstand enthält die Gefahr des Auseinanderbrechens. Richtig
ist auch, daß das englische Zahlungsproblem ohne eine Beseitigung der Ursa-
chen nicht dauerhaft geregelt werden kann. Dazu gehören aber in erster Linie
eine Umstellung der Agrarpolitik und eine stärkere Besinnung auf andere Poli-
tiken in der Gemeinschaft. Dafür hat die Kommission den Weg gewiesen. Ob
es dazu nun allerdings einer „umfassenden Globalstrategie" bedurfte, wie das
überreichliche Bündel von Maßnahmen genannt worden ist, kann dahingestellt
bleiben. Weniger Papier wäre vielleicht mehr gewesen.
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